a RE 


Gefes- Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


—— Nr. 45. | 


(Nr. 4316.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 25. September 1855., betreffend die Verleihung der 
ſiskaliſchen Vorrechte für den Bau und die Unterhaltung der Kreis⸗ 
Chauſſeen 1) von Conitz uͤber Jacobsdorf bis zur Grenze mit dem Kreiſe 
Flatow in der Richtung auf Cammin, 2) von Conitz über Tuchel und 
Motilla-Muͤhle bis Monkuwarsk, 3) von Tuchel über Brunſtplatz bis 
zum Bahnhofe Terespol, 4) von Conitz uͤber Bruß bis zur Grenze des 
Kreiſes Berendt in der Richtung auf Berendt. 


Massen Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den Bau folgen- 
der Kreis⸗Chauſſeen: 1) von Conitz im gleichnamigen Kreiſe, Regierungs⸗ 
bezirks Marienwerder, uͤber Jacobsdorf bis zur Grenze mit dem Kreiſe Fla⸗ 
tow in der Richtung auf Cammin; 2) von Conitz über Tuchel und Motilla⸗ 
Muͤhle bis Monkuwarsk im Kreiſe und Regierungsbezirke Bromberg; 3) von 
Tuchel uͤber Brunſtplatz bis zum Bahnhofe Terespol an der Oſtbahn, im 
Kreiſe Schwetz, Regierungsbezirks Marienwerder; 4) von Conitz uͤber Bruß 
bis zur Grenze des Kreiſes Berendt in der Richtung auf Berendt, genehmigt 
habe, beſtimme Ich hierdurch, daß das Expropriationsrecht fuͤr die zu den 
Chauſſeen erforderlichen Grundſtuͤcke, imgleichen das Recht zur Entnahme der 
Chauſſeebau- und Unterhaltungs-Materialien, nach Maaßgabe der fuͤr die 
Staats ⸗Chauſſeen beſtehenden Vorſchriften, auf dieſe Straßen zur Anwendung 
kommen ſollen. Zugleich will Ich den betheiligten Kreiſen Conitz, Bromberg 
und Schwetz gegen Uebernahme der kuͤnftigen chauſſeemaͤßigen Unterhaltung 
der Straßen das Recht zur Erhebung des Chauſſeegeldes nach den Beſtim⸗ 
mungen des fuͤr die Staats⸗Chauſſeen jedesmal geltenden Chauſſeegeld⸗Tarifs, 
einſchließlich der in demſelben enthaltenen Beſtimmungen uͤber die Befreiungen, 
ſowie der ſonſtigen die Erhebung betreffenden zuſaͤtzlichen Vorſchriften, verlei⸗ 
hen. Auch ſollen die dem Chauſſeegeld-Tarife vom 29. Februar 1840. an⸗ 
gehaͤngten Beſtimmungen wegen der Chauſſeepolizei⸗Vergehen auf die gedachten 
Straßen zur Anwendung kommen. Bund: 
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Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. ; 
Coblenz, den 25. September 1855. 


Friedrich Wilhelm. 
Fuͤr den abweſenden 


Finanzminiſter: 
v. Raumer. 


An den Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten 
und den Finanzminiſter. N 


v. d. Heydt. 


(Nr. 4317.) Privilegium wegen Ausfertigung auf den Inhaber lautender Kreis-Obliga— 
tionen des Conitzer Kreiſes im Betrage von 100,000 Thalern. Vom 
25. September 1855. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
a Preußen ie. u. 


Nachdem von den Kreisſtaͤnden des Conitzer Kreiſes auf dem Kreistage 
vom 12. Dezember 1854. beſchloſſen worden, die zur Ausführung der vom 
Kreiſe unternommenen Chauſſeebauten erforderlichen Geldmittel im Wege einer 
Anleihe zu beſchaffen, wollen Wir auf den Antrag der gedachten Kreisſtaͤnde: 
zu dieſem Zwecke auf jeden Inhaber lautende, mit Zinskupons verſehene, Sei⸗ 
tens der Glaͤubiger unkuͤndbare Obligationen zu dem angenommenen Betrage 
von 100,000 Thalern ausſtellen zu duͤrfen, da ſich hiergegen weder im Intereſſe 
der Glaͤubiger noch der Schuldner etwas zu erinnern gefunden hat, in Gemaͤß⸗ 
heit des H. 2. des Geſetzes vom 17. Juni 1833. zur Ausſtellung von Obli⸗ 
gationen zum Betrage von 100,000 Thalern, in Buchſtaben: Einhundert⸗ 
tauſend Thalern, welche in folgenden Apoints: 


10,000 Rthlr. & 1000 Rthlr. mit 10 Stuͤck, 
20,000 Rthlr. à 300 Rthlr. mit 40 Stuck, 
10,000 Rthlr. a 100 Rthlr. mit 100 Stuͤck, 
22,500 Rthlr. à 50 Rthlr. mit 450 Stuͤck, 
22,500 Rthlr. 4 25 Rthlr. mit 900 Stuͤck, 
15,000 Rthlr. à 10 Rthlr. mit 1500 Stuͤck, 


100,000 Nthlr. 
nach dem anliegenden Schema auszufertigen, mit Huͤlfe einer Kreisſteuer mit fünf 
, Prozent jaͤhrlich zu verzinſen und nach der durch das Loos zu beſtimmenden 
Folgeordnung jahrlich vom Jahre 1856, ab mit wenigſtens jährlich Einem 
a 8 Prozent 


Prozent des Kapitals zu tilgen find, durch gegenwaͤrtiges Privilegium Unſere 
landesherrliche Genehmigung mit der rechtlichen Wirkung ertheilen, daß ein 
jeder Inhaber dieſer Obligationen die daraus hervorgehenden Rechte, ohne die 
1 des Eigenthums nachweiſen zu duͤrfen, geltend zu machen be⸗ 
ug 1 * 9 

Das vorſtehende Privilegium, welches Wir vorbehaltlich der Rechte 
Dritter ertheilen und wodurch fuͤr die Befriedigung der Inhaber der Obliga⸗ 
tionen eine Gewaͤhrleiſtung Seitens des Staats nicht übernommen wird, iſt durch 
die Geſetz⸗Sammlung zur allgemeinen Kenntniß zu bringen. 

Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 

tem Koͤniglichen Inſiegel. 


Gegeben Coblenz, den 25. September 1855. 
(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


v. d. Heydt. v. Weſtphalen. Fuͤr den abweſenden 


Finanzminiſter: 
v. Raumer. 


Provinz Weſtpreußen, Regierungsbezirk Marienwerder. 


Obligation . 
des Conitzer Kreiſes 


EH u en 
über a Thaler Preußiſch Kurant. 
Auf Grund der unteer rr beftätigten Kreistagsbeſchluͤſſe 


vom 12. Dezember 1854. wegen Aufnahme einer Schuld von 100,000 Thalern 
bekennt ſich die ſtaͤndiſche Kommiſſion für den Chauſſeebau des Conitzer Kreiſes 
Namens des Kreiſes durch dieſe, Für jeden Inhaber gültige, Seitens des 
Glaͤubigers unkuͤndbare Verſchreibung zu einer Schuld von Thalern 
Preußiſch Kurant nach dem Muͤnzfuße von 1764., welche für den Kreis kon⸗ 
trahirt worden und mit fünf Prozent jährlich zu verzinſen iſt. 

Die Ruͤckzahlung der ganzen Schuld von 100,000 Thalern geſchieht vom 
Jahre 1856. ab allmaͤlig aus einem zu dieſem Behufe gebildeten Tilgungs⸗ 
fonds von wenigſtens Einem Prozent jährlich, unter Zuwachs der Zinſen von 
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den getilgten Schuldverſchreibungen, nach Maaßgabe des genehmigten Til⸗ 
gungsplanes. f 


Die Folgeordnung der Einloͤſung der Schuldverſchreibungen wird durch 
das Loos beſtimmt. Die Auslooſung erfolgt vom Jahre 1856. ab in dem Mo⸗ 
nate Januar jeden Jahres. Der Kreis behaͤlt ſich jedoch das Recht vor, den 
Tilgungsfonds durch größere Auslooſungen zu verſtaͤrken, ſowie ſaͤmmtliche noch 
umlaufende Schuldverſchreibungen zu kuͤndigen. Die ausgelooſten, ſowie die ge⸗ 
kuͤndigten Schuldverſchreibungen werden unter Bezeichnung ihrer Buchſtaben, 
Nummern und Betraͤge, ſowie des Termins, an welchem die Ruͤckzahlung er⸗ 
folgen ſoll, oͤffentlich bekannt gemacht. Dieſe Bekanntmachung erfolgt ſechs, 
drei, zwei und einen Monat vor dem Zahlungstermine in dem Amtsblatte der 
Königlichen Regierung zu Marienwerder, ſowie in einer ebendaſelbſt erſcheinen⸗ 
den Zeitung. | 


Bis zu dem Tage, wo folchergeftalt das Kapital zu entrichten iſt, 
wird es in halbjaͤhrlichen Terminen, am ten und am 
n „ von heute an gerechnet, mit fünf Prozent jährlich in 
gleicher Muͤnzſorte mit jenem verzinſet. 


Die Auszahlung der Zinſen und des Kapitals erfolgt gegen bloße Ruͤck⸗ 
gabe der ausgegebenen Zinskupons, beziehungsweiſe dieſer Schuldverſchreibung, 
bei der Kreis⸗Kommunalkaſſe in Conitz, und zwar auch in der nach dem Eintritt 
des Faͤlligkeitstermins folgenden Zeit. 


Mit der zur Empfangnahme des Kapitals praͤſentirten Schuldverſchrei⸗ 
bung find auch die dazu gehörigen Zinskupons der ſpaͤteren Faͤlligkeitstermine 
zuruͤckzuliefern. Fuͤr die fehlenden Zinskupons wird der Betrag vom Kapitale 
abgezogen. Die gekuͤndigten Kapitalbetraͤge, welche innerhalb dreißig Jahren 
nach dem Ruͤckzahlungstermine nicht erhoben werden, ſowie die innerhalb vier 
Jahren nicht erhobenen Zinſen, verjaͤhren zu Gunſten des Kreiſes. 


Das Aufgebot und die Amortiſation verlorener oder vernichteter Schuld⸗ 
verſchreibungen erfolgt nach Vorſchrift der Allgemeinen Gerichts-Ordnung 
Th. I. Tit. 51. H. 120. seg. bei dem Königlichen Kreisgerichte zu Conitz. 


f Zinskupons koͤnnen weder aufgeboten, noch amortiſirt werden. Doch ſoll 
demjenigen, welcher den Verluſt von Zinskupons vor Ablauf der vierjaͤhrigen 
Verjaͤhrungsfriſt bei der Kreisverwaltung anmeldet und den ſtattgehabten Beſitz 
der Zinskupons durch Vorzeigung der Schuldverſchreibung oder ſonſt in glaub⸗ 
hafter Weiſe darthut, nach Ablauf der Verjaͤhrungsfriſt der Betrag der ange⸗ 
meldeten und bis dahin nicht vorgekommenen Zinskupons gegen Quittung aus⸗ 
gezahlt werden. ö 


Mit dieſer Schuldverſchreibung ſind zehn halbjaͤhrige Zinskupons bis 
zum Schluſſe des Jahres 1860. ausgegeben. Fuͤr die weitere Zeit werden 
Zinskupons auf fuͤnfjaͤhrige Perioden ausgegeben. | 

Die Ausgabe einer neuen Zinskupons⸗Serie erfolgt bei der Kreis⸗Kom⸗ 
munalkaſſe zu Conitz gegen Ablieferung des der älteren Zinskupons⸗Serie 
f ö bei⸗ 
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beigedruckten Talons. Beim Verluſte des Talons erfolgt die Aushaͤndigung 
der neuen Zinskupons⸗Serie an den Inhaber der Schuldverſchreibung, ſofern 
deren Vorzeigung rechtzeitig geſchehen iſt. ö 


Zur Sicherheit der hierdurch eingegangenen Verpflichtungen haftet der 
Kreis mit ſeinem Vermoͤgen. 


„Deſſen zur Urkunde haben wir dieſe Ausfertigung unter unſerer Unter⸗ 
ſchrift ertheilt. 


Eonitz, den; e nr 18. 
Die ſtändiſche Kommiſſion für den Chauſſeebau im Conitzer 
Kreiſe. 


Provinz Weſtpreußen, | Regierungsbezirk Marienwerder. 


* ter Zins⸗Kupon ter Serie 


zu der 


Obligation des Conitzer Kreiſes 
Ae ir Thaler zu fuͤnf Prozent Zinſen 
Aber Shale Silbergroſchen. 


Der Inhaber dieſes Zinskupons empfaͤngt gegen deſſen Ruͤckgabe am 
i . . 18... und ſpaͤterhin die Zinſen der vorbenannten Kreis⸗ 
Obligation für das Halbjahr vom biss mit 
N Thaler ..... . Silbergroſchen bei der Kreis⸗Kommunalkaſſe zu Conitz. 


Conitz, den in RR 18 


Die ſtändiſche Kommiſſion für den Chauſſeebau im Conitzer 
Kreiſe. ; 
Di insk i ültig, wenn. beff 

G bereng nicht inge de be nad ber 


Fälligkeit, vom Schluſſe des betreffenden Halb⸗ 
jahres an gerechnet, erhoben wird. 
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Provinz Weſtpreußen, Kegierungsbezirk Marienwerder. 
a 


zur 
Obligation des Conitzer Kreiſes. 


RS N uber Sir Thaler à fuͤnf Prozent Zinſen 
die te Serie Zinskupons für die fünf Jahre 18.. bis 18.. bei der 
Kreis⸗Kommunalkaſſe zu Conitz. 

Conitz, den nn u.a 18 


Die ſtändiſche Kommiſſion 15 en Chauſſeebau im Conitzer 
reiſe. 


(Nr. 4318.) Bekanntmachung der Miniſterial-Erklaͤrung vom 21. November 1855. wegen 
der, von der Koͤniglich Preußiſchen mit der Kurfuͤrſtlich Heſſiſchen Regie— 
rung verabredeten Maaßregeln zur Verhütung und Beſtrafung der Feld— 
frevel in dem Grenzgebiete. Vom 1. Dezember 1855. 


N. en de Königlich Preußiſche mit der Kurfuͤrſtlich Heſſiſchen Regierung 

uͤbereingekommen iſt, wirkſamere Maaßregeln zur Verhuͤtung und Beſtrafung 

der Feldfrevel in dem Grenzgebiete gegenſeitig zu treffen, erklären beide Regie⸗ 

rungen Folgendes: i \ 
Artikel 1. 


i Es verpflichten ſich beide kontrahirenden Regierungen, die Feldfrevel, 
welche ihre Unterthanen in dem anderen Gebiete veruͤbt haben moͤchten, ſobald 
ſie davon Kenntniß erhalten, nach denſelben Geſetzen zu unterſuchen und zu 
beſtrafen, nach welchen ſie unterſucht und beſtraft werden wuͤrden, wenn ſie 
im Inlande begangen worden waͤren. 


Artikel 2. 


Von den beiderſeitigen Behörden ſoll zur Entdeckung der Freoler alle 
moͤgliche Huͤlfe geleiſtet werden, und namentlich wird geſtattet, daß die Spur 
der Feldfrevler durch die Feldhuͤter ꝛc. bis in das fremde Gebiet verfolgt, und 
Hausſuchungen, ohne vorherige Anfrage bei den landraͤthlichen Behoͤrden 
(Aemtern ꝛc.) auf der Stelle, jedoch nur in Gegenwart und nach der Anord⸗ 
nung des zu dieſem Behufe muͤndlich zu requirirenden Buͤrgermeiſters oder 
Ortsſchultheißen vorgenommen werden. Der requirirte Ortspolizeibeamte hat 
für die Hausſuchung keine Belohnung zu empfangen und muß die bei derſel⸗ 

ben aufgefundenen, angeblich gefrevelten Gegenſtaͤnde in ſichere Verwahrung 
bringen laſſen. 

f Ar⸗ 


155 Artikel 3. | 

Bei dieſen Hausſuchungen muß der Ortsvorſtand ſogleich ein Protokoll 
aufnehmen und ein Exemplar dem requixirenden Angeber einhaͤndigen, ein zwei⸗ 
tes Exemplar aber ſeiner vorgeſetzten Behoͤrde (Regierung, Landrath oder 
Beamten) uͤberſenden, bei Vermeidung einer Strafe von Einem bis fuͤnf 
Thaler für denfenigen Ortsvorſtand oder Ortspolizeibeamten, welcher der Re⸗ 
quiſition nicht Genuͤge leiſtet. Auch kann der Angeber verlangen, daß der 
Feldhuͤter des Orts, worin die Hausſuchungen vorgenommen werden ſollen, 
dabei zugezogen werde. 

Artikel 4. 

Den unterſuchenden und beftrafenden Behörden in den beiderſeitigen 
Staaten wird zur Pflicht gemacht, die Unterſuchung und Beſtrafung der Feld⸗ 
frevler fo ſchleunig vorzunehmen, als es nach der Verfaſſung des Landes nur 
immer moͤglich iſt. ö 

8 Artikel 5. 

Die erkannte Geld- oder Arbeitsſtrafe wird zum Vortheil desjenigen 

Staates vollzogen, deſſen Behoͤrde die Strafe erkannt hat. 


Artikel 6. 


Gegenwaͤrtige im Namen Seiner Koͤniglichen Majeſtaͤt von Preußen 
ausgefertigte Erklarung ſoll, nachdem fie gegen eine uͤbereinſtimmende Erklaͤ⸗ 
rung des Kurfuͤrſtlich Heſſiſchen Miniſteriums ausgewechſelt ſein wird, Kraft 
und Wirkſamkeit in den beiderſeitigen Landen haben und oͤffentlich bekannt 

gemacht werden. 5 
a So geſchehen Berlin, den 21. November 1855. 


LS) 5 5 
Der Königlich Preußiſche Miniſterpräſtident, Miniſter der aus⸗ 
a wärtigen Angelegenheiten. 
v. Manteuffel. 


Voſtehende Erklaͤrung wird, nachdem ſie gegen eine uͤbereinſtimmende Er⸗ 
klaͤrung des Kurfuͤrſtlich Heſſiſchen Miniſteriums des Hauſes und der auswaͤr⸗ 
tigen Angelegenheiten vom 26. November d. J. ausgewechſelt worden iſt, hie⸗ 
durch zur öffentlichen Kenntniß gebracht. 

Berlin, den 1. Dezember 1855. 


Der Minifterpräfident, Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten. 
N v. Manteuffel. 


Gr. 43184319) 5 (Nr. 4319.) 


(Nr, 4319.) Bekanntmachung der Miniſterial⸗Erklaͤrung, die Erneuerung der zwiſchen Preu⸗ 
ßen und Sachſen-Coburg-Gotha abgeſchloſſenen Militair-Durchmarſch⸗ 
und Etappen- Konvention bis zum 1. Januar 1867. betreffend. Vom 
8. Dezember 1855. 


N Königlich Preußiſche und die Herzoglich Sachfen- Coburg- Gothaifche 

Regierung find uͤbereingekommen, die zwifchen ihnen unterm 10. reſp. 5. Ja⸗ 

nuar 1842. auf zehn Jahre abgeſchloſſene Militair-Durchmarſch- und Etappen⸗ 

Konvention hierdurch auf anderweite funfzehn Jahre bis zum 1. Januar 1867. 

unveraͤndert zu erneuern. 
Hieruͤber iſt Koͤniglich Preußiſcher Seits gegenwaͤrtige Miniſterial-Er⸗ 

klaͤrung ausgefertigt und mit dem Königlichen Inſiegel verſehen worden. 
Berlin, den 8. Dezember 1855. 


(L. S. 
Der Königlich Preußiſche Miniſter der auswärtigen 
Angelegenheiten. 
v. Manteuffel. 


Vdeſehende Erklaͤrung wird, nachdem ſolche gegen eine uͤbereinſtimmende 
Erklärung des Herzoglich Sachſen-Coburg⸗Gothaiſchen Staatsminiſteriums vom 
27. November 1855. ausgewechſelt worden, hierdurch zur oͤffentlichen Kennt⸗ 
niß gebracht. 

Berlin, den 8. Dezember 1855. 


Der Miniſterpräſident, Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten. 
a v. Manteuffel. 


Redigirt im Büreau des Staats- Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober-Hofbuchdruckerei. 
5 5 (Rudolph Decker.) 


